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HGeſetz Sammlung 
= , fe die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


o 


(No. 639.) Bekanntmachung vom 15ten Februar 1821., daß die Piaſter in den Staats⸗ 
kaſſen fernerhin nicht mehr angenommen werden ſollen. 


Hin die Bekanntmachung vom 17ten Juli 18 13. (Geſetzſammlung ©. 92.5 


iſt die Annahme der Piaſter in den Staatskaſſen zum Werthe von I Rthlr. 
10 gGr. 6 Pf. geſtattet worden. Da gegenwärtig die Gründe nicht mehr vor⸗ 
handen ſind, welche dieſe Anordnung damals rechtfertigten, ſo wird ſolche hier⸗ 
durch dergeſtalt außer Kraft geſetzt, daß die Piaſter fernerhin in den Staats⸗ 


kaſſen nicht angenommen werden duͤrfen. 


Laybach, den I5ten Februar 1821. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


Jahrgang 1824. 8 f E g f (No. 640.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 15ten Marz 1821.) 


A 


= 5 | 
(No. 640,). Allerhöchſte Kabinetsorder vom öten März 1821., betreffend die Strafgeſetze 
und das Verfahren in den Rheinprovinzen bei Verbrechen und Vergehun⸗ 


gen gegen den Staat und deſſen Oberhaupt und bei . der 
Verwaltungsbeamten. ? 


N 20... Br I Die in Ihrem Berichte vom 28ſten vorigen Monats entwickelten Grundſaͤtze, 
\ = ae 75. daß in Beziehung auf die Strafgeſetze, welche die Majeſtaͤt des Souverains 
\ e aeg a. und die innere Ruhe des Staats gegen frevelhafte Angriffe und Umtriebe 
ſichern, in Meiner Monarchie nur Ein inneres Staatsrecht gelten koͤnne, und 
daß zu demſelben die Strafgeſetze fuͤr dieſe Gattung von Verbrechen weſentlich 
gehoͤren, daß mithin die darauf ſich beziehenden Beſtimmungen des Allgemei⸗ 
g nen Landrechts und der Kriminalordnung in allen Meinen Staaten gelten muͤſ⸗ 
3 fen, find fo fehr in der Natur der Sache, als in Meiner durch das Beſitz⸗ 
ergreifungs-Patent für Meine Rheiniſchen Provinzen ausgeſprochenen Abſicht 
gegruͤndet, daß Ich ſie durchaus genehmige und beſtaͤtige, und demgemaͤß be⸗ 
ſtimme: 


1) daß auch in den Rheiniſchen Provinzen die Unterſuchung der Verbrechen: 
und Vergehungen gegen den Staat und deſſen Oberhaupt, ſo wie der 
Dienſtvergehen der Verwaltung sbeamten nach den Vorſchriften der 
Allgemeinen Kriminalordnung vom Iten Dezember 1805. und den nach 
ihrer Publikation ergangenen Erlaͤuterungen und naͤheren Beſtimmungen 
gefuͤhrt werden ſollen; 


2) daß alle Einwohner der Rheinprovinzen und die darin ſich aufhaltenden 
Individuen, welche wegen Verbrechen oder Vergehen gegen den Staat 
oder deſſen Oberhaupt zur Unterſuchung gezogen werden, in den Faͤllen, 
in welchen Ich zu deren Unterſuchung oder Entſcheidung eine eigene Be⸗ 
hoͤrde niedergeſetzt habe, lediglich vor dieſelbe geſtellt, und zur Unter⸗ 
ſuchung oder Beſtrafung gezogen werden ſollen; 


3 daß von nun an wegen dieſer, unter 2. gedachten Verbrechen und Ver⸗ 

72 5 gehen lediglich die, im Allgemeinen Landrechte Thl. II. Tit. XX. $. 91. 
85 bis H. 213. und den darauf ſich beziehenden Erläuterungen feſtgeſetzten 
Heß, Strafen angewendet, jedoch fruͤhere Faͤlle nach dem Geſetze, welches 
RT die mildere Strafe beſtimmt, beftraft werben ſollen; und 


. 


e 
a) daß in Anſehung aller Berwaltungsbeamten in den Rheinprovinzen 
die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. XX. $. 323. 
eee. 77er eee bis H. 508. inol., in fo weit fie in den alten Provinzen Meines Reichs 


5 unter 


:naoch guͤltig ſind, mit den ſie ergaͤnzenden e jedoch ebenfalls 


unter der am Schluſſe des Numeri 3., wegen früherer Falle bemerk⸗ 
ten Beſtimmung, angewendet werden ſollen. e 
Ich beauftrage Sie, den Juſtizminiſter, dieſe Meine Willensmeinung 
den Gerichtsbehoͤrden zur Nachachtung vorzuſchreiben, und Sie, den Staats⸗ 
miniſter von Schuckmann, wegen der Beſtimmung unter 4. das etwa Ge., 
forderliche zu veranlaſſen. 
Berlin, am bten März 1821. 


AZBnuicdrich Wilhelm. 


An 
die Miniſterial⸗Kommiſſion. 
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(No. 641.) Alerhbchſte Kabinetsorder vom gten März 1824. betreffend den feſtzuſetzen⸗ 


den Schluß⸗Termin zur Realiſirung der noch nicht ausgelooſeten Staats⸗ 
ſchulden⸗Zinsſcheine. N : 


U. die Aufforderungen der Hauptverwaltung der Staatsſchulden an die unbe⸗ 


kannten Inhaber der, für ruͤckſtaͤndig gebliebene Zinfen, in Gemaͤßheit der Ver⸗ 


ordnung über die Finanzen des Staats vom 27ſten Oktober 18 10 (Geſetzſamm⸗ 


lung 18 10. Seite 29. No. 3.) und nach den anderweiten Anweiſungen der 
damaligen Finanzbehörden, ausgegebenen in den Jahren 1814. und 1816. zahl⸗ 
bar geweſenen Zinsſcheine, zur Einloͤſung der in den bereits Statt gehabten 
23 Verlooſungen ſchon ausgelooſeten, ſowohl als der im Gluͤcksrade zuruͤckge⸗ 
bliebenen, und keiner weiteren Verlooſung unterworfenen Scheine jener Art, 
gegen den in denſelben vorgeſchriebenen Betrag in baarem Gelde, zur völligen 
Wauͤrkſamkeit, und auch dieſen Theil der Staatsſchuld zum Abſchluß zu bringen: 
ſo will Ich es, auf den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, geneh⸗ 
migen, daß dieſelbe einen Termin beſtimmt, mit deſſen Ablaufe alle Anſpruͤche 
aus den oben genannten Zinsſcheinen ohne Ausnahme erloͤſchen. Dieſer Ter⸗ 
min muß indeſſen wenigſtens auf drei Monate hinausgeſetzt, und durch die 
Amtsblaͤtter der Regierungen gehoͤrig bekannt gemacht werden. 


Berlin, den gten März 1821. 


Friedrich Wilhelm. 
An 5 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


